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Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634),
in der zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses geltenden Fassung.

Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786), in der zum Zeitpunkt des 
Satzungsbeschlusses geltenden Fassung.

Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung der Planinhalts 
(Planzeichenverordnung - Plan V) vom 18.12.1990 (BGBl. I 1991 I S. 58), in der zum Zeitpunkt des 
Satzungsbeschlusses geltenden Fassung.

Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen - Landesbauordnung 2018 - (BauO NRW 2018) 
vom 21.07.2018 (GV NRW S. 421), in der zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses geltenden 
Fassung.

Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), in der zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses geltenden Fassung.

Wassergesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (Landeswassergesetz - LWG) vom 08.07.2016 
(GV. NRW. S. 559), in der zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses geltenden Fassung.

Wasserhaushaltsgesetz (WHG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 31.07.2009 (BGBl. I 
S.2585), in der zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses geltenden Fassung.
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29.07.2009
(BGBl. I S. 2542), in der zuletzt geänderten Fassung. 

Landesnaturschutzgesetz (LNatSchG NRW) In der Fassung der Bekanntmachung vom 15. 
11.2016 (GV. NRW. S. 934), in der zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses geltenden Fassung.

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) vom 18.03.2021 (BGBl. I S. 540), in der 
zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses geltenden Fassung.

Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
17.05.2013 (BGBl. I S. 1274), in der zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses geltenden Fassung.

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundesimmissionsschutzgesetzes (Verordnung über 
genehmigungsbedürftige Anlagen - 4. BImSchV)  in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31.05.2017 (BGBl. I S. 1440), in der zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses geltenden Fassung.

RECHTSGRUNDLAGEN

AUFSTELLUNGSVERFAHREN
Der Rat der Gemeinde hat am ............................. gem. § 2 und § 2a des Baugesetzbuches (BauGB) 
beschlossen, diesen Bebauungsplan aufzustellen. 
Dieser Beschluss ist am ............................. ortsüblich bekannt gemacht worden.
Anröchte, den .............................

................................
Bürgermeister

Die frühzeitige Unterrichtung der Öffentlichkeit über die Bauleitplanung hat am ............................. 
gem. § 3 Abs. 1 BauGB stattgefunden.
Anröchte, den .............................

................................
Bürgermeister

Die Unterrichtung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange über die Bauleitplanung 
hat vom ............................. bis ............................. einschließlich gem. § 4 Abs. 1 BauGB 
stattgefunden.
Anröchte, den .............................

................................
Bürgermeister

Der Rat der Gemeinde hat am ............................. gem. § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen, diesen
Bebauungsplan - Entwurf mit Begründung - zu veröffentlichen.
Anröchte, den .............................

................................
Bürgermeister

Dieser Bebauungsplan - Entwurf mit Begründung - wurd gem. § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit
vom ............................. bis ............................. einschließlich zu jedermanns Einsicht veröffentlicht.
Die ortsübliche Bekanntmachung erfolgte am .............................
Diese Veröffentlichung gem. § 3 Abs. 2 BauGB wurde gleichzeitig mit der Einholung der 
Stellungnahmen 
gem. § 4 Abs. 2 BauGB durchgeführt.
Anröchte, den .............................

................................
Bürgermeister

RRB

ART DER BAULICHEN NUTZUNG gem. § 9 (1) Nr. 1 BauGB, §§ 1 bis 11 BauNVO

Gewerbegebiete, siehe textliche Festsetzungen Nr. 1 GE1 / GE2

MAẞ DER BAULICHEN NUTZUNG gem. § 9 (1) Nr. 1 BauGB, §§ 16 bis 21 BauNVO

Grundflächenzahl0,8

BAUWEISE, BAULINIEN, BAUGRENZEN gem. § 9 (1) Nr. 2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO

Abweichende Bauweise, siehe textliche Festsetzung Nr. 3a

Baugrenze

VERKEHRSFLÄCHEN gem. § 9 (1) Nr. 11 BauGB

Straßenverkehrsfläche

SONSTIGE PLANZEICHEN

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes gem § 9 (7) BauGB

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzungen gem. § 1 (4) und § 16 (5) BauNVO

BESTANDSDARSTELLUNGEN UND HINWEISE

Gebäude mit Hausnummer 

PLANZEICHENERLÄUTERUNG
FESTSETZUNGEN gem. § 9 BauGB und BauNVO

Geschoßflächenzahl2.4

Flurgrenze FlurnummerFlur 10

1

Straßenbegrenzungslinie

Höhe Baulicher Anlagen in Meter über Normalhöhennull (NHN) als Höchstmaß 
siehe textliche Festsetzung Nr. 2

H max: 

Flurstücksgrenzen
und Flurstücksnummer

123

FLÄCHEN FÜR VERSORGUNGSANLAGEN, FÜR DIE ABFALLENTSORGUNG UND 
ABWASSERBESEITIGUNG SOWIE FÜR ABLAGERUNGEN; ANLAGEN, EINRICHTUNGEN UND 
SONSTIGE MAẞNAHMEN, DIE DEM KLIMAWANDEL ENTGEGENWIRKEN
gem. § 9 (1) Nr. 12, 14 BauGB

Flächen für Versorgungsanlagen und Abwasserbeseitigung

Regenrückhaltebecken

Zweckbestimmung:

Sichtdreiecke -nachrichtliche Darstellung- sind von jeglicher Sichtbehinderung
von 0,8 m bis 2,5 m über Fahrbahnoberkante freizuhalten gem. § 9 (1) Nr. 10 BauGB

199,67 Bestandshöhen

FLÄCHE ZUR ANPFLANZUNG, PFLANZ- UND ERHALTUNGSBINDUNG gem. § 9 (1) Nr. 25 BauGB

Flächen zur Anpflanzung von Bäumen, Sträuchern und
sonstigen Bepflanzungen

Vorgeschlagene Grundstücksgrenze

Verbotszone für Außenwerbung gem. § 28 Straßen- und Wegegesetz StrWG NRW

Beschränkungszone für Außenwerbung gem. § 28 Straßen- und Wegegesetz StrWG NRW

Bereich ohne Ein- und Ausfahrt

EIN- BZW. AUSFAHRTEN UND ANSCHLUSS ANDERER FLÄCHEN AN DIE VERKEHRSFLÄCHEN
gem. § 9 (1) Nr. 4, 11 BauGB

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN
FESTSETZUNGEN gem. § 9 BauGB und BauNVO
1 ART DER BAULICHEN NUTZUNG 

(gem. § 9 (1) Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 (4) BauNVO)

1.1 Das Gewerbegebiet wird nach Art der Betriebe und Anlagen und deren besonderen Bedürfnissen 
und Eigenschaften gegliedert und eingeschränkt.

Unzulässig sind Betriebe und Anlagen mit vergleichbarem Emissionsgrad, wie sie im 
Bebauungsplan entsprechend der Abstandsliste in der Fassung der Bekanntmachung vom 
12.10.2007, Ministerialblatt NRW 2007, S. 659) unter der lfd. Nr. (Anlage / Betriebsart) aufgeführt 
sind. Die unzulässigen Betriebsarten sind im entsprechenden Bereich des Plangebietes 
festgesetzt. Die Abstandsliste ist Bestandteil der textlichen Festsetzungen (Liste siehe Anhang an 
die Begründung).

Ausnahmsweise zulässig sind Betriebe und Anlagen des nächst größeren Abstandes der 
Abstandsliste, wenn die von ihnen ausgehenden Emissionen so begrenzt werden, dass sie die 
von den allgemein zulässigen Anlagen üblicherweise ausgehenden Emissionen nachweislich 
nicht überschreiten. 

1.2 Im Rahmen der unter 1.1 festgesetzten Nutzungsgliederung des Gewerbegebiets sind Betriebe und 
Anlagen, die einen Betriebsbereich im Sinne des § 3 (5a) BImSchG bilden sowie Anlagen, in denen 
entsprechende BImSchG Mengen gefährlicher Stoffe ausgesetzt werden und die aufgrund dessen 
unter den Geltungsbereich der 12. BIMSchV – Störfallbetrieb – fallen, nicht zulässig.

1.3 Im Gewerbegebiet sind die gem. § 8 (3) Nr. 2 und 3 BauNVO sonst ausnahmsweise zulässigen 
Nutzungen (Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke, 
Vergnügungsstätten) nicht Bestandteil des Bebauungsplanes.

1.4 Im Gewerbegebiet sind Einzelhandelsbetriebe und sonstige Gewerbebetriebe mit Verkaufsflächen 
für den Verkauf an Endverbraucher unzulässig.

1.5 Verkaufsstätten von Handwerksbetrieben sowie Betrieben des produzierenden und 
weiterverarbeitenden Gewerbes (,,Annexhandel") können ausnahmsweise zugelassen werden,  
wenn die Verkaufsfläche dem Hauptbetrieb räumlich zugeordnet ist, in betrieblichem 
Zusammenhang errichtet ist, dem Hauptbetrieb flächenmäßig und umsatzmäßig deutlich 
untergeordnet, eine sortimentsbezogene Zuordnung zum Hauptbetrieb besteht sowie solange die 
entsprechende gewerbliche Nutzung des Hauptbetriebs besteht und die Grenze der Großflächigkeit 
i. S. d. § 11 Abs. 3 BauNVO nicht überschritten wird.

Der Rat der Gemeinde hat am .............................gem. § 10 BauGB diesen Bebauungsplan als
Satzung beschlossen. Dieser Bebauungsplan wird hiermit ausgefertigt.
Anröchte, den .............................

................................
Bürgermeister

Gem. § 10 Abs. 3 BauGB ist der Beschluss dieses Bebauungsplanes am .............................  
ortsüblich bekannt gemacht worden. Mit dieser Bekanntmachung ist dieser Bebauungsplan in Kraft 
getreten.
Anröchte, den .............................

................................
Bürgermeister

Gemarkung: Anröchte

Flur: 010

Katasterstand: 26.07.2023

HINWEISE
1 ARTENSCHUTZ 

Gemäß § 39 BNatSchG sind Gehölze ausschließlich außerhalb der Brut- und 
Aufzuchtzeiten eines jeden Jahres zu entfernen. Demnach sind Gehölzentfernung nur im 
Zeitraum vom 01.10. bis 28./29.02 zulässig. 
In Anlehnung an den zukünftig in Kraft tretenden § 41a BNatSchG „Schutz von Tieren und 
Pflanzen vor nachteiligen Auswirkungen von Beleuchtungen“ wird empfohlen, für die 
Außenbeleuchtung nur insekten- und fledermausfreundliche Leuchtmittel mit einer 
Hauptintensität des Spektralbereiches über 500 nm bzw. maximalen UV-Licht-Anteil von 0,02 
% zu verwenden (geeignete marktgängige Leuchtmittel sind zurzeit Natriumdampflampen und 
LED-Leuchten mit einem Farbton, z.B. warmweiß, gelblich, orange, amber, Farbtemperatur 
von 2700 Kelvin oder weniger). Die Beleuchtung sollte möglichst niedrig aufgestellt werden 
und es sollten geschlossene Lampenkörper verwendet werden, so dass das Licht nur direkt 
nach unten strahlt. Blendwirkungen in angrenzende Flächen sollten vermieden werden. Die 
Beleuchtungsdauer sollte auf das absolut notwendige Maß begrenzt werden.

2 ALTABLAGERUNGEN UND KAMPFMITTEL 
Sollten bei Erdarbeiten Abfallablagerungen oder Bodenverunreinigungen festgestellt werden, 
ist das Sachgebiet Bodenschutz des Kreises Soest umgehend zu benachrichtigen. Die 
vorgefundenen Abfälle bzw. verunreinigter Boden sind bis zur Klärung des weiteren 
Vorgehens gesichert zu lagern.

Weist bei der Durchführung der Bauvorhaben der Erdaushub außergewöhnliche Verfärbungen 
auf oder werden verdächtige Gegenstände beobachtet, sind die Arbeiten sofort einzustellen, 
der verdächtige Gegenstand darf auf keinen Fall berührt werden, der Fundort ist sofort 
abzusperren und das Ordnungsamt der Gemeinde Anröchte ist umgehend zu informieren.   

3 DENKMALSCHUTZ
Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kultur- und/oder naturgeschichtliche 
Bodenfunde, d.h. Mauern, alte Gräben, Einzelfunde aber auch Veränderungen und 
Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit, Höhlen und Spalten, aber auch 
Zeugnisse tierischen und/oder pflanzlichen Lebens aus Erdgeschichtlicher Zeit, Fossilien) 
entdeckt werden. Die Entdeckung von Bodendenkmälern ist der Gemeinde Anröchte als 
Untere Denkmalbehörde und/oder der LWL- Archäologie für Westfalen, Außenstelle Olpe (Tel. 
02761/ 93750, Fax 02761/937520), unverzüglich anzuzeigen Das entdeckte Bodendenkmal 
und die Entdeckungsstätte sind bis zum Ablauf von einer Woche nach der Anzeige 
unverändert zu belassen, wenn nicht die Obere Denkmalbehörde die Entdeckungsstätte 
vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. Die Obere Denkmalbehörde kann 
die Frist verlängern, wenn die sachgerechte Untersuchung oder die Bergung des 
Bodendenkmals dies erfordern und dies für die Betroffenen zumutbar ist (§ 16 Abs. 2 
Denkmalschutzgesetz NW). Gegenüber der Eigentümerin oder dem Eigentümer sowie den 
sonstigen Nutzungsberechtigten eines Grundstücks, auf dem Bodendenkmäler entdeckt 
werden, kann angeordnet werden, dass die notwendigen Maßnahmen zur sachgemäßen 
Bergung des Bodendenkmals sowie zur Klärung der Fundumstände und zur Sicherung 
weiterer auf dem Grundstück vorhandener Bodendenkmäler zu dulden sind (§ 16 Abs. 4 
Denkmalschutzgesetz NW).

4 ANLAGEN DER AUßENWERBUNG ENTLANG DER L 747 
In einer Entfernung von 40 m vom Fahrbahnrand unterliegt die Errichtung oder Änderung 
von Anlagen der Außenwerbung im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens in jedem 
Einzelfall der Zustimmungspflicht des Straßenbaulastträgers.
Anlagen der Außenwerbung sind in einer Entfernung von bis zu 20 m zur Fahrbahnkante 
der L 747 unzulässig. 

5 VERWENDUNG VON MUTTERBODEN
Nach § 202 BauGB in Verbindung mit DIN 18915 ist bei Errichtung oder Änderung von 
baulichen Anlagen der Oberboden (Mutterboden) in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor 
Vernichtung zu schützen. Er ist vordringlich im Plangebiet zu sichern, zur Wiederverwendung 
zu lagern und später wieder einzubauen.

6 EINSICHTNAHME VORSCHRIFTEN
Soweit in den textlichen Festsetzungen Bezug auf technische Regelwerke genommen wird – 
DIN-Normen sowie Gutachten und VDI-Richtlinien anderer Art – können diese im Bauamt der 
Gemeinde Anröchte innerhalb der Öffnungszeiten eingesehen werden.

2 MASS DER BAULICHEN NUTZUNG
(gem. § 9 (1) Nr. 1 u. § 9 (3) BauGB i.V.m. § 16 (2) Nr. 4 BauNVO)

2.1 Höhe der baulichen Anlagen
Die Baukörperhöhe wird im Plangebiet in Meter über Normal Höhe Null (NHN) festgesetzt.

Eine Überschreitung der zulässigen Baukörperhöhen um bis zu 2 m kann für technisch 
erforderliche, untergeordnete Bauteile (z.B Masten, Photovoltaikanlagen, technische Aufbauten für 
Aufzüge) ausnahmsweise gem. § 16 (6) BauNVO zugelassen werden. 

3 BAUWEISE UND ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHE
(gem. § 9 (1) Nr. 1 BauGB i.V.m. § 22 (4) BauNVO)

3.1 Auf den Gewerbegebietsgrundstücken ist eine abweichende Bauweise zulässig. Eine 
produktionsbedingte bzw. betriebsbedingte Überschreitung der Gebäudelängen (der 
Betriebshallenlängen) von 50 m ist grundsätzlich zulässig, wobei die für eine offene Bauweise 
erforderlichen Grenzabstände gem. BauO NW einzuhalten sind.

4. FLÄCHEN ODER MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG 
VON BODEN, NATUR UND LANDSCHAFT 
(gem. § 9 (1) Nr. 20 BauGB)

4.1 Pkw-Stellplatzanlagen sind aus wasserdurchlässigen Materialien (Pflaster mit mindestens 30 % 
Fugenanteil, Rasengittersteine, Schotterrasen, Drainagepflaster o.ä.) anzulegen.

4.2 Zur Vermeidung einer Gewässer- oder Bodenbelastung sind Dacheindeckungen aus nicht 
beschichtetem Metall unzulässig. 

5. FLÄCHEN ZUR ANPFLANZUNG UND / ODER MIT BINDUNGEN ZUM ERHALT VON BÄUMEN 
UND STRÄUCHERN 

 (gem. § 9 (1) Nr. 25 BauGB)

5.1 Alle gemäß zeichnerischer oder textlicher Festsetzung zu bepflanzenden Flächen sind mit 
heimischen, standortgerechten Pflanzen und Gehölzen flächendeckend zu begrünen, zu pflegen 
und dauerhaft zu erhalten. 

5.2 Auf den privaten Stellplatzflächen ist je angefangener 4 Stellplätze ein heimischer und 
standortgerechter Laubbaum pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Ausfall ist durch gleichartige 
heimische, standortgerechte Laubbäume zu ersetzen.

Liste der wahlweise zu verwendenden Gehölze und Mindestpflanzqualitäten:
B Bäume I. und II. Ordnung – HST, StU 16/18:
Acer campestre Feldahorn
Acer pseudoplatanus Bergahorn
Acer platanoides Spitzahorn
Carpinus betulus Hainbuche
Tilia cordata Winterlinde
Quercus petraea Traubeneiche

GESTALTERISCHE FESTSETZUNGEN gem. § 9 (4) BauGB i.V.m.
§ 89 BauO NRW
1. WERBEANLAGEN

Werbeanlagen sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig. Ausgenommen 
davon, ist die in der Planzeichnung gekennzeichnete Verbotszone für Außenwerbung. 

Land NRW 2025 - Keine amtliche Standardausgabe. Es gelten die auf den Folgeseiten angegebenen Nutzungs- und Lizenzbedingungen der dargestellten Geodatendienste.
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